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	P1
	Bestätigungen und Informationen
Mitarbeitende von Einrichtungen zur ausserfamiliären Kinderbetreuung
	V10.2024


	Einrichtung
	
Name/Standort
	Mitarbeiterin/

Mitarbeiter
	
Name/Vorname

	
	
PLZ/Ort
	
	
Geburtsdatum


	Bestehen bei Ihnen gesundheitliche Beeinträchtigungen, die Auswirkungen auf Ihre Tätigkeit als Betreuungsperson haben können?
	 FORMCHECKBOX 
 ja (→ separate Stellungnahme)

 FORMCHECKBOX 
 nein

	Gibt es anderweitige Umstände, die allenfalls Auswirkungen auf Ihre Tätigkeit als Betreuungsperson haben können?
	 FORMCHECKBOX 
 ja (→ separate Stellungnahme)

 FORMCHECKBOX 
 nein

	Gab es in der Vergangenheit Beanstandungen in Bezug auf Ihre Betreuungstätigkeit?
	 FORMCHECKBOX 
 ja (→ separate Stellungnahme)

 FORMCHECKBOX 
 nein

	Sind Sie aktuell in ein KESB-Verfahren involviert?
	 FORMCHECKBOX 
 ja (→ separate Stellungnahme)

 FORMCHECKBOX 
 nein


Die unterzeichnende Person bestätigt die Richtigkeit der oben erwähnten Angaben und verpflichten sich, während der Anstellung sämtliche gegen sie eingeleiteten polizeilichen Ermittlungs-, Strafuntersuchungs- und KESB-Verfahren unverzüglich und unaufgefordert der Pflegekinder- und Heimaufsicht (PHA) zu melden.
Wenn konkrete Hinweise dafür bestehen, dass die körperliche, psychische oder sexuelle Integrität eines Kindes gefährdet ist und sie der Gefährdung nicht im Rahmen ihrer Tätigkeit Abhilfe schaffen können, sind Fachpersonen in der ausserfamiliären Kinderbetreuung gemäss Art. 314d ZGB verpflichtet, dies der KESB zu melden. Die Meldepflicht erfüllt auch, wer die Meldung an die vorgesetzte Person richtet.
Die unterzeichnende Person nimmt zudem davon Kenntnis, dass

· die PHA im Zeitpunkt des Stellenantritts sowie während der Anstellung jährlich einen Behördenauszug 2
 aus dem Strafregister-Informationssystem VOSTRA einholt.
 Die PHA wird die Einrichtung über für die Betreuungstätigkeit relevante Einträge informieren. Die PHA wird den Behördenauszug 2 der Einrichtung nicht zustellen. Es steht der Einrichtung jedoch frei, einen Privat- und/oder Sonderprivatauszug einzufordern;
· Grenzgängerinnen und Grenzgänger der Einrichtung zuhanden des Jahresrapports jährlich bis Ende Januar einen aktuellen Strafregisterauszug ihres Wohnstaates (z.B. Deutschland: Führungszeugnis) einzureichen haben;
· die Einrichtung der PHA von allen Mitarbeitenden im Zeitpunkt des Stellenantritts das Formular P
 mit den darin erwähnten Unterlagen sowie im Rahmen des Jahresrapportes3 aktualisierte Personaldaten (Formular P23) einzureichen hat;
· die PHA im Rahmen der Aufsicht auch Gespräche mit Mitarbeitenden führt.

Das Team der PHA dankt Ihnen für Ihr Engagement zum Wohle der im Kanton Thurgau betreuten Kinder und Jugendlichen!
	     
Ort, Datum
	Unterschrift


� Daten: identifizierende Angaben zur Person, Grundurteile, nachträgliche Entscheide, hängige Strafverfahren (vgl. Art. 38 i.V.m. Art. 37 des Bundesgesetzes über das Strafregister-Informationssystem VOSTRA vom 17. Juni 2016 (Strafregistergesetz, StReG; SR 330).


� Vgl. Art. 51 Abs. 1 lit. c StReG sowie Art. 18 Abs. 4 bzw. Art. 19 Abs. 4 der Verordnung des Bundesrates über die Aufnahme von Pflegekindern vom 19. Oktober 1977 (Pflegekinderverordnung, PAVO; SR 211.222.338).


� www.djs.tg.ch/pha → Betreuungsbereich wählen → Verfahren und Formulare





	Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld

T +41 58 345 73 60

www.djs.tg.ch/pha
	Das Formular und die Beilagen können per Post oder elektronisch über ein Kontaktformular auf der Homepage der PHA eingereicht werden.
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